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Antrag 

der Abgeordneten Alexandra Hiersemann, Doris 
Rauscher, Hans-Ulrich Pfaffmann, Ruth Waldmann, 
Angelika Weikert, Kathrin Sonnenholzner, Ruth 
Müller, Kathi Petersen, Franz Schindler, Horst Ar-
nold, Florian Ritter SPD 

Umsetzung zusätzlicher Maßnahmen zur Reduzie-
rung freiheitsbeschränkender Maßnahmen für Kin-
der und Jugendliche mit Behinderung in Einrich-
tungen und Wohnheimen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, zusätzlich zu 
den im Zehn-Punkte-Plan des Staatsministeriums für 
Arbeit und Soziales, Familie und Integration im August 
2016 vorgestellten Maßnahmen, folgende Punkte, die 
sowohl von der einberufenen Elternrunde, als auch 
der Expertenanhörung gefordert wurden, zügig umzu-
setzen: 

─ Verbesserung des Betreuungsschlüssels durch 
die Förderung zusätzlichen Personals, 

─ Erhöhung der Anzahl der Betreuungsplätze, 

─ Ausbau der Befugnisse und Handlungsspielräume 
der Heimaufsicht über die im Zehn-Punkte-Plan 
geforderten Maßnahmen hinaus. 

Begründung: 

Um eine umfangreichere und individuellere Betreuung 
zu gewährleisten und damit freiheitsbeschränkende 
Maßnahmen zu minimieren, bedarf es der Einstellung 
zusätzlichen Personals. Eine Verbesserung des Be-
treuungsschlüssels ermöglicht es dem Personal, ge-
zielter und erfolgreicher Kinder und Jugendliche mit 
Behinderungen zu betreuen, was den Einsatz frei-
heitsbeschränkender Maßnahmen reduziert. 

Die Erhöhung der Anzahl der Betreuungsplätze er-
möglicht es Familien mit Kindern mit Behinderungen, 
die für ihr Kind optimale Einrichtung zu wählen. Da-
durch wird zusätzlich erreicht, dass Eltern seltener in 
eine Situation gelangen, in der sie pauschale Einwilli-
gungen zu freiheitsbeschränkenden Maßnahmen un-
terschreiben, aus Angst ohne Einwilligung keine Ein-
richtung für ihr Kind finden zu können. 

Umfassende Befugnisse und Handlungsspielräume 
befähigen die Heimaufsicht effektiv die Anwendung 
freiheitsbeschränkender Maßnahmen zu überwachen 
und bei eventuellem Missbrauch zu sanktionieren. 
Darunter fallen u.a. nichtanlassbezogene, unangemel-
dete Überprüfungen der Einrichtungen, auch außer-
halb des üblichen Tagesbetriebs, Überprüfung der Vo-
raussetzungen zur Rücknahme, zum Widerruf oder 
Befristung der Betriebserlaubnis, Eignungsprüfungen 
im Vorfeld, erweitertes Einsichtsrecht in das Doku-
mentationswesen, Möglichkeit der vertraulichen Be-
fragung von Fachkräften und Betroffenen („Gespräche 
unter vier Augen“), die im Rahmen der Elternrunde 
gefordert wurden. 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, 
Familie und Integration 

Antrag der Abgeordneten Alexandra Hiersemann, 
Doris Rauscher, Hans-Ulrich Pfaffmann u.a. SPD 
Drs. 17/13498 

Umsetzung zusätzlicher Maßnahmen zur Reduzie-
rung freiheitsbeschränkender Maßnahmen für 
Kinder und Jugendliche mit Behinderung in Ein-
richtungen und Wohnheimen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Ilona Deckwerth 
Mitberichterstatter: Dr. Hans Reichhart 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Arbeit 
und Soziales, Jugend, Familie und Integration 
federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen und 
der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen haben den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 62. Sitzung am 23. Februar 2017 be-
raten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen hat den Antrag in seiner 70. 
Sitzung am 30. März 2017 mitberaten und mit 
folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Antrag in seiner 149. Sitzung 
am 30. März 2017 mitberaten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Alexandra Hiersemann, Doris Rauscher, 
Hans-Ulrich Pfaffmann, Ruth Waldmann, Angelika Weikert, Kathrin 
Sonnenholzner, Ruth Müller, Kathi Petersen, Franz Schindler, Horst 
Arnold, Florian Ritter SPD 

Drs. 17/13498, 17/16265 

Umsetzung zusätzlicher Maßnahmen zur Reduzierung freiheits-
beschränkender Maßnahmen für Kinder und Jugendliche mit Be-
hinderung in Einrichtungen und Wohnheimen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote



Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme des jeweils maßgeblichen Ausschussvotums entsprechend 

der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 

die Fraktionen der CSU, der SPD, der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/

DIE GRÜNEN. Gibt es Gegenstimmen? – Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? – 

Auch nicht. Dann übernimmt der Landtag diese Voten.
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